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1 Einleitung

Mit den Grenzöffnungen von 1989 und dem Zusammenbruch
der sozialistischen Systeme in Mittel- und Osteuropa wurde
nicht nur die Spaltung Deutschlands beendet, sondern auch
der Grundstein für die Überwindung der Teilung Europas ge-
legt. Wie bei der deutschen Vereinigung werden auch bei der
Einbeziehung der osteuropäischen Transformationsländer in
den europäischen Einigungsprozeß zwei Probleme besonders
intensiv diskutiert: die Angleichung der Lebensverhältnisse
und die Regulierung von Migrationsbewegungen.1 Im Hin-
blick auf den ersten Problembereich wird die öffentliche De-
batte bis heute teilweise durch unrealistische Hoffnungen und
im Hinblick auf den zweiten Problembereich durch überzo-
gene Befürchtungen bestimmt.

Auf der einen Seite steht die positive Utopie einer schnellen
Angleichung der Wohlstandsniveaus in Ost und West. Die
Vorstellung, daß mit politischer Liberalisierung und radika-
len marktwirtschaftlichen Reformen in kürzester Frist ein Le-
bensstandard wie im Westen erreicht werden könne, spielte
sowohl als Motiv der Akteure des Systemwechsels im Osten
wie auch als politisches Credo der Berater und Mitgestalter
im Westen eine entscheidende Rolle beim gesellschaftlichen
Umbruch. In Ostdeutschland und erst recht in den anderen Re-
formländern hat sich jedoch schnell gezeigt, daß es im

Differenzierung der Lebensverhältnisse in Ostmitteleuropa und
Ost-West-Migration
Uwe Engfer, Darmstadt und Thomas Seng, Berlin*

In den ostmitteleuropäischen Transformationsländern Ostdeutschland, Polen, Slowakei, Tschechien und Ungarn ist
der politische und wirtschaftliche Reformprozeß weit fortgeschritten. Ostdeutschland ist durch die Wiedervereini-
gung bereits voll in die Europäische Union integriert, und über den Beitritt der anderen Länder wird verhandelt.
Ein wesentliches Hindernis für die schnelle Einbeziehung der ostmitteleuropäischen Länder in den gemeinsamen
Wirtschafts- und Sozialraum ist das starke Wohlstandsgefälle zwischen West und Ost. Es wird befürchtet, daß es
zu unerwünschten Ost-West-Wanderungen kommt, wenn man den Menschen in den Reformländern die gleichen
Rechte der Freizügigkeit gewährt, die die Bürger der Europäischen Union heute schon genießen. 

Vor dem Hintergrund dieses Problems stellt der vorliegende Artikel die Entwicklung der Lebensverhältnisse in den
genannten Ländern während der Transformationsperiode dar und beschreibt die Wanderungsbewegungen aus die-
ser Region nach Deutschland. Basis der Untersuchung sind zum einen amtliche Statistiken und zum anderen eine
haushaltsrepräsentative Umfrage, die 1994/95 in Ostdeutschland, Polen, Ungarn sowie in der Tschechischen und
Slowakischen Republik durchgeführt wurde. In jedem Land wurden etwa 1000 haushaltsführende Personen mit ei-
nem vergleichbaren Fragebogen befragt. Die Datenbasis wurde im Rahmen des „Social Consequences of Transi-
tion in Central Europe“-Projektes erstellt. Initiiert und koordiniert wurden die Arbeiten vom Institut für die Wis-
senschaften vom Menschen (IWM) in Wien.

Die Bestandsaufnahme verdeutlicht, daß mit einem schnellen Abbau des Wohlfahrtsgefälles zwischen West und
Ost nicht zu rechnen ist, und sie zeigt, daß es infolge der wirtschaftlichen Transformationskrise zu einer starken
Differenzierung der Lebensverhältnisse zwischen den Ländern und innerhalb der jeweiligen Gesellschaften ge-
kommen ist. Obwohl ein solches Wohlstandsgefälle besteht, erscheint die Furcht vor unerwünschten Migrations-
prozessen übertrieben. Denn zum einen sind die früheren Formen der dauerhaften Migration wegen ethnischer
Spannungen und politischer Unfreiheit in dieser Region abgeschlossen, und zum anderen besitzt die Politik einen
großen Gestaltungsspielraum, um Anreize zur dauerhaften Migration gering zu halten. Im Osten Europas müßte
der Anpassung der wirtschaftlichen Strukturen die gleiche Beachtung geschenkt werden wie der Angleichung der
sozialen Sicherungssysteme an die EU-Standards. Auf der anderen Seite sollten die EU und ihre Mitgliedsländer
das Wohlstandsgefälle nicht durch eine Politik der Abschottung gegen die Menschen Ostmitteleuropas zementie-
ren, sondern einen institutionellen Rahmen schaffen, in dem sich das zweifellos vorhandene Bedürfnis nach tem-
porärer Arbeitsmigration so entfalten kann, daß der Nutzen für die Entsendeländer erhalten bleibt, und die mögli-
chen Nachteile für die Aufnahmeländer sich nicht in bestimmten Bereichen konzentrieren.

* Dr. Uwe Engfer ist Sozialwissenschaftler am Institut für Soziologie der
Technischen Universität Darmstadt. Thomas Seng ist Soziologe am Fakul-
tätsinstitut Sozialwissenschaften der Humboldt-Universität Berlin. Der Bei-
trag liegt in der alleinigen Verantwortung der Autoren.

1 Bekanntlich war im ostdeutschen Fall der sprunghafte Anstieg der Über-
siedlerzahlen ein wesentliches Motiv für die schnelle Einigung auf eine
Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion, und die vom Bundeskanzler ver-
sprochenen „blühenden Landschaften“ sind die am häufigsten zitierte Ma-
nifestation von illusionären Vorstellungen von der schnellen Angleichung
der Lebensverhältnisse.



Transformationsprozeß neben den Wohlstands-Gewinnern
auch große Gruppen von Verlierern gibt, und daß der wirt-
schaftliche Strukturwandel und die Angleichung des Lebens-
standards viel mehr Zeit benötigen als in den frühen optimi-
stischen Prognosen veranschlagt. Heute besteht weitgehend
Konsens, daß auf absehbare Zeit mit einem beträchtlichen
Wohlstandsgefälle zwischen West- und Osteuropa und selbst
zwischen West- und Ostdeutschland gerechnet werden muß. 

Vor diesem Hintergrund wird – auf der anderen Seite – be-
fürchtet, daß es infolge dieses Wohlstandsgefälles unweiger-
lich zu Migrationsprozessen kommen werde, die nach Art und
Ausmaß weder von den Transformationsländern noch von
den westlichen Ländern gewünscht werden. Migrationspro-
zesse werden aus dieser Perspektive allein unter negativen
Vorzeichen thematisiert: als Armutswanderungen, die Ar-
beitsmarkt und soziale Sicherungssysteme in den Aufnah-
meländern überlasten, als „brain drain“, der die Entwick-
lungschancen der ärmeren Länder weiter vermindert, und als
Gefahr für die innere Sicherheit, die mit jeder Inkorporation
kulturell nicht integrierter ethnischer Minderheiten verbun-
den ist. Manifester Ausdruck dieser Befürchtungen ist die
Kehrtwende der westeuropäischen Einwanderungspolitik ge-
genüber Zuwanderern aus dem Osten 2. Während vor dem Zu-
sammenbruch des Kommunismus den wenigen Bürgern, de-
nen es gelang, den „Eisernen Vorhang“ zu überwinden, de fac-
to die vollen Rechte der Freizügigkeit zugestanden wurden,
ist nach der Öffnung der Grenzen diese liberale Praxis been-
det worden. Man hat diese neue Politik der Westeuropäer tref-
fend als das Herablassen eines „Goldenen Vorhangs“ be-
zeichnet (vgl. Fischer 1994, Okólski 1994b). 

Spätestens seit die Osterweiterung der EU definitiv auf die
Tagesordnung der europäischen Politik gesetzt wurde, ist of-
fenbar geworden, daß es auf Dauer nicht bei einer Politik der
Abschottung der „Festung Westeuropa“ bleiben kann, denn
diese Politik steht in eklatantem Gegensatz zu den normati-
ven Grundlagen des europäischen Einigungsprozesses. Zu
diesen Grundlagen gehört ein positives Verständnis der bin-
neneuropäischen Migration. Die Realisierung des Bürger-
rechtes auf Freizügigkeit und der Abbau von Mobilitäts-
barrieren gelten als anzustrebender Normalzustand in einem
geeinten Europa mit intensiver wirtschaftlicher und kulturel-
ler Verflechtung. Dieser Zustand ist für die Westeuropäer auf
dem gegenwärtigen Stand des europäischen Einigungspro-
zesses in greifbare Nähe gerückt, und es gibt keine morali-
schen Argumente, diese Rechte nicht auch auf östliche Nach-
barländer auszudehnen, nachdem dort ein Gesellschaftsmo-
dell, das den demokratischen Grundprinzipien der europäi-
schen Einigung entspricht, verwirklicht worden ist. Die
Furcht vor der Ost-West-Migration erscheint auch vor dem

Hintergrund der Erfahrungen mit der Süderweiterung der Eu-
ropäischen Gemeinschaft in den 80er Jahren als übertrieben.
Auch damals wurden Länder integriert, deren Wohlstandsni-
veau erheblich unter dem der reichsten Regionen lag. Diese
Unterschiede haben sich zum Teil bis heute erhalten, ohne daß
es zu – auch damals befürchteten – massenhaften Migrations-
bewegungen gekommen ist (vgl. Straubhaar/Wolter 1996:
487ff.).

Wir möchten im folgenden am Beispiel der ostmitteleuropäi-
schen Reformländer Tschechische und Slowakische Repu-
blik, Polen und Ungarn darstellen wie sich die Lebensver-
hältnisse und die Migrationsbewegungen in der Transforma-
tionsphase entwickelt haben 3. Als unmittelbare Nachbarstaa-
ten der EU zählen diese Länder zum engeren Kreis der für die
Osterweiterung in Betracht kommenden Länder.4 Zu Ver-
gleichszwecken wird Ostdeutschland, das einzige Land des
ehemaligen Ostblocks, das den Beitritt zur EU schon vollzo-
gen hat, mitbetrachtet. In der Vergangenheit war die hier be-
trachtete Region „Ostmitteleuropa“ durch Krieg, Vertrei-
bung, politische Verfolgung und Rassismus Schauplatz der
entsetzlichsten Formen von Migration, die sich vorstellen las-
sen. Heute besteht die Hoffnung, daß in diesem Teil Europas
die alten Konflikte, die die Ursache von Wanderungen waren,
endgültig beigelegt sind. Die Migrationsforschung spricht
von einem grundlegenden Wandel der Migrationsprozesse 5.
An die Stelle der früheren Formen erzwungener und dauer-
hafter Migration sind neue Formen freiwilliger und temporä-
rer Wanderung getreten: Handelsreisende, Vertragsarbeitneh-
mer, Saisonarbeitnehmer, Unternehmer im Werkauftrag, Fir-
menangehörige im Auslandseinsatz und Bildungsmigranten
sind ein Vorgriff auf künftige Formen temporärer Migration
in einem gemeinsamen Wirtschaftsraum. 

Allerdings scheint uns gegenwärtig noch unentscheidbar, ob
sich diese neue Migration als ein wünschenswerter Normal-
zustand stabilisiert, oder ob sie möglicherweise wieder um-
schlägt in unerwünschte Migration: in Armutswanderung ver-
ursacht durch dauerhafte wirtschaftliche Stagnation in den
Transformationsländern. Da die völlige Überwindung der be-
stehenden Wohlfahrtsdifferenzen in dem für die Einbezie-
hung der betrachteten Länder in die EU avisierten Zeitraum
unwahrscheinlich ist, dient die vorliegende Bestandsaufnah-
me auch dem Zweck, die Frage zu untersuchen, wie die Poli-
tik in den westlichen und östlichen Ländern reagieren muß,
um wünschenswerte Formen der Migration zu unterstützen
und das Umschlagen in unerwünschte Migration zu verhin-
dern. Auf der einen Seite hängt es wesentlich von der politi-
schen Ausgestaltung der Transformationsprozesse in den öst-
lichen Ländern ab, ob die (fort)bestehenden Wohlfahrtsdif-
ferenzen Migrationsdruck erzeugen und so die Integrations-
fähigkeit des jeweiligen Transformationslandes fraglich wer-
den lassen. Auf der anderen Seite sind die westlichen Länder
aufgerufen, einen institutionellen Rahmen zu schaffen, in
dem positiv auf Wünsche nach temporärer Migration reagiert
werden kann. Wir gehen deshalb auch der Frage nach, ob Re-
gelungen, die temporäre Migration fördern, dazu beitragen
können, dauerhafte Migration zu verhindern.

2 Auslaufen alter Migrationsprozesse in der Transfor-
mationsperiode

Politische und wirtschaftliche Ursachen haben in den 80er
Jahren und verstärkt nach den Grenzöffnungen von 1989 zu
vielfältigen Formen der Ost-West-Wanderung im ostmit-
teleuropäischen Raum geführt. Es kann unterstellt werden,
daß in dieser Periode die alten politischen und ethnischen
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2 Eine Darstellung der politischen Reaktionen von Europäischer Union und
wichtigen Mitgliedsstaaten auf die Migrationswelle nach 1989 gibt Ghosh
1994. 

3 Wir stützen uns zum einen auf die Daten der amtlichen Statistik und zum
anderen auf die Auswertung einer haushaltsrepräsentativen Umfrage, die
1994/95 in den genannten Ländern und in Ostdeutschland durchgeführt
wurde. In jedem Land wurden etwa 1000 haushaltsführende Personen be-
fragt. Die Datenbasis wurde im Rahmen des „Social Consequences of Tran-
sition in Central Europe“-Projektes erstellt. Initiiert und koordiniert wurden
die Arbeiten vom Institut für die Wissenschaften vom Menschen (IWM) in
Wien. Die Umfrage in Ostdeutschland wurde finanziell gefördert vom Säch-
sischen Ministerium für Soziales, Gesundheit und Familie. 

4 Zum Zeitpunkt der Untersuchung war noch nicht abzusehen, daß die Slo-
wakei wegen der stagnierenden Reformen auf dem Gebiet der demokrati-
schen Entwicklung nicht zum Kreis der Beitrittskandidaten für eine erste
Runde der Osterweiterung der EU zählen würde. 

5 Vgl. OECD/SOPEMI verschiedene Jahrgänge seit 1993, zusammenfassend:
Morokvasic/Rudolph 1994.



Gründe für Migration noch ein großes Gewicht besaßen. Als
nach der Machtübernahme durch nichtkommunistische Eli-
ten die Bürger in den Genuß der Freizügigkeit kamen, konn-
ten diejenigen auswandern oder übersiedeln, die unter den al-
ten Verhältnissen in besonderem Maße gelitten hatten. Die
Stabilität der westlichen Demokratien wurde zum wesentli-
chen Zugfaktor für viele, denen das Vertrauen in die Bestän-
digkeit der neuen demokratischen Verhältnisse gefehlt hat. In-
sofern waren vielfach Freiheitsdefizite und weniger Wohl-
fahrtsdefizite wesentliche Ursache für die Auswanderungen
vor 1989 und die erste große Migrationswelle nach 1989.

Der Anreiz zur dauerhaften Migration war für diejenigen am
größten, die die Aussicht hatten, auch im westlichen Aufnah-
meland sicher oder mit großer Wahrscheinlichkeit die vollen
Staatsbürgerrechte zu erhalten. Das traf vor allem auf die
Flüchtlinge aus der DDR, die späteren Übersiedler und die
Angehörigen der deutschen Minderheiten in Polen und der
CSSR zu. Die Bundesrepublik Deutschland, die in der Ver-
gangenheit aus politischen Gründen an einer möglichst ex-
tensiven Definition des Kreises des Zuzugsberechtigten in-
teressiert war6, wurde zum mit Abstand wichtigsten Zielland
für die Auswanderung aus den ostmitteleuropäischen kom-
munistischen Ländern. Die Gesamtzahl der Flüchtlinge aus
der DDR während der Zeit der Grenzschließung (1961-1988)
wird mit 616.000 Personen beziffert (vgl. DIW 1994). Für Po-
len schätzt Okólski die Gesamtauswanderung nach West-
deutschland zwischen 1981 bis Mitte 1990 auf 815.000. Wei-
tere 200-400 Tsd. Polen sind im gleichen Zeitraum in andere
Zielländer ausgewandert, darunter ca. 120.000 in die klas-
sischen nordamerikanischen Einwanderungsländer (vgl.
Okólski 1994b). Verglichen mit der polnischen Emigration,
nehmen sich die Auswanderungszahlen aus der ehemaligen
CSSR und aus Ungarn sehr bescheiden aus. Zwischen 1981
und Mitte 1990 emigrierten aus der Ex-CSSR ca. 50-70 Tsd.
Personen (davon rd. 30 Tsd. in die Bundesrepublik Deutsch-
land) und aus Ungarn rd. 40-60 Tsd (davon 15 Tsd. in die Bun-
desrepublik) Personen (vgl. ebenda). Auch in Relation zur
Bevölkerungsgröße der Herkunftsländer7 ist die Bereitschaft
zur Auswanderung in Ungarn und in der EX-CSSR offenbar
deutlich geringer als in Polen.8

Tabelle 1 zeigt das Gesamtbild der Zuwanderung aus Ost-
mitteleuropa nach (West)-Deutschland in der Transforma-
tionsperiode. Die Zahl der Übersiedler aus Ostdeutschland
hat seit dem Höhepunkt 1990 stetig abgenommen. Gleichzei-
tig stieg auch die innerdeutsche West-Ost-Wanderung an, so
daß man heute nicht mehr von einer ausgeprägten Ost-West-
Migration sprechen kann. Insgesamt gering ist auch die Zu-
wanderung aus Ungarn und der Ex-CSSR/CSFR. Die quanti-
tativ bedeutende Zuwanderung aus Polen war im wesentli-
chen ein Phänomen der Jahre 1988-1990. In den Folgejahren
hat sowohl die Zahl der auswandernden Polen als auch die der
emigrierenden ethnischen Deutschen drastisch abgenommen.
Seit 1992 gibt es praktisch kaum noch Aussiedler aus Polen,
und 1993 war die Zahl der Abwanderer nach Polen größer als

die der Zuwanderer. In diesem Rückgang spiegeln sich zwar
einerseits die neuen Beschränkungen, denen die Zuwande-
rung nach Deutschland unterliegt, andererseits aber – im Fall
der deutschen Minderheit in Polen – auch die besseren Le-
bensbedingungen der deutschen Minderheiten im neuen de-
mokratischen Polen. Seit dem „Deutsch-Polnischen Vertrag
über gute Nachbarschaft und Zusammenarbeit“ (17.06.1991)
sind die Rechte der deutschen Minderheit in Polen garantiert,
und ihre politische Vertretung ist durch die Ausnahme von der
geltenden Sperrklausel für Splitterparteien privilegiert (vgl.
Rogall 1993). 

Ohne den Stand der innenpolitischen Demokratisierung und
die Fortschritte im zwischenstaatlichen Interessenausgleich
in Ostmitteleuropa hier im einzelnen betrachten zu können,
scheint uns der Klimawechsel in den deutsch-polnischen Be-
ziehungen exemplarisch zu sein für das Ende der alten Ursa-
chen von Migrationsdruck. Der Verlauf der Wanderungsbe-
wegung zeigt, daß die alten ethnisch motivierten Wanderun-
gen als abgeschlossen betrachtet werden können. In allen hier
betrachteten Ländern haben sich demokratische Systeme eta-
bliert, die die grundlegenden Bürgerrechte gewährleisten, und
es ist nicht wahrscheinlich, daß die alten ethnischen und na-
tionalen Spannungen in einer Schärfe aufleben, die Menschen
zur Migration zwingt.

3 Neuer Migrationsdruck durch Transformationskrise
und Arbeitslosigkeit?

Politische und ökonomische Ursachen für Migrationsdruck
haben sich in den ersten Jahren nach der Wende offensicht-
lich gegenläufig entwickelt. Sowohl auf der Seite der Zug-
faktoren, wie auf der Seite der Druckfaktoren haben ökono-
mische Anreize für grenzüberschreitende Migration an Be-
deutung gewonnen. Auf der einen Seite erlebte das wichtig-
ste Aufnahmeland, Westdeutschland, den vereinigungsbe-
dingten Wirtschaftsaufschwung. Auf der anderen Seite litten
alle hier betrachteten Transformationsländer nach der öko-
nomischen Liberalisierung unter einem beispiellosen Ein-
bruch der Wirtschaftentwicklung, insbesondere unter dem
Niedergang der Industrieproduktion, und überall mußte man
Bekanntschaft mit dem Problem der Arbeitslosigkeit machen.
Tabelle 2 gibt eine Übersicht zur Entwicklung von Arbeitslo-
sigkeit und Bruttosozialprodukt in den Reformländern wäh-
rend der Transformationsphase. Die ökonomische Entwick-
lung in den Reformländern hat das Wohlstandsgefälle zwi-
schen West und Ost nicht verkleinert, sondern vergrößert. Die
reale Wirtschaftsleistung der betrachteten Länder im Jahr
1996 hat nur in Polen wieder das Niveau von 1989 erreicht
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6 Zur Ausdehnung der Definition vor dem Hintergrund der politischen Kon-
stellation des „Kalten Kriegs“ in Europa vgl. Delfs 1993. Zur Kritik aus pol-
nischer Sicht vgl. Okólski 1994b: 137.

7 Polen: ca. 38 Mio., Ungarn: ca. 10 Mio., Tschechien: ca. 10 Mio., Slowa-
kei: ca. 5 Mio. (1990)

8 Die statistische Datenlage erlaubt es nicht, ein stimmiges Gesamtbild der
Migration von Ost- nach Westeuropa zu zeichnen. Hönekopp 1995 gibt eine
instruktive Zusammenfassung der verfügbaren Statistiken und informiert
über die Lücken und Inkonsistenzen der Datenerhebungsverfahren in ein-
zelnen Ländern.

Übersiedler aus deutschstämmige Saldo der Wanderung
der DDR und Aussiedler aus von Ausländern aus

Ostdeutschland Polen CSFR Ungarn Polen CSFR Ungarn

1987 ~ 48,4 0,8 0,6 47,7 2,6 3,8
1988 ~ 140,2 0,9 0,8 108,5 3,4 5,7
1989 388,4 250,3 2,0 1,6 117,8 5,2 6,1
1990 395,3 113,3 1,3 1,0 43,1 5,8 7,2
1991 249,7 40,1 0,9 1,0 13,0 10,6 10,0
1992 199,2 17,7 0,5 0,4 22,2 11,7 6,8
1993 172,4 5,4 0,1 0,0 -26,6 -4,2 -0,8
1994 163,0 2,4 0,0 0,0 12,9 2,1 -2,7

Quelle: Statistisches Bundesamt

Tabelle 1: Zuwanderung nach (West)deutschland aus
den Gebieten der ehemaligen DDR, CSFR und aus Polen
und Ungarn (in Tsd.)



(vgl. Lubinski 1996: 37); in den anderen Ländern liegt sie
Mitte der 90er Jahre noch deutlich darunter.

Als wichtigste Differenz zwischen den Reformstrategien wird
meist die Unterscheidung angesehen, ob der Übergang von
der gelenkten Wirtschaft zur Marktwirtschaft „schockartig“
erfolgte oder gradualistisch angegangen wurde.9 Ostdeutsch-
land, Polen und die ehemalige CSFR gelten als Beispiele für
die Schocktherapie. In Polen wurde von der ersten Solidar-
nosz-Regierung eine Art Reinform der wirtschaftlichen Ra-
dikalkur praktiziert: weitgehende Freigabe der Preise, Libe-
ralisierung des grenzüberschreitenden Handels, Abbau des
monetären Überhangs durch Hochinflation und Abwertung
der Währung, strikte Lohnkontrollen zur Bekämpfung neuer
inflationärer Tendenzen, Abbau staatlicher Subventionen und
schneller Beginn der Privatisierung von (kleineren) Betrie-
ben. In Ostdeutschland erfolgte die Umstellung auf markt-
wirtschaftliche Strukturen einerseits zwar noch rascher und
umfassender als in Polen (z.B. flächendeckende Privatisie-
rung, volle Weltmarktintegration), andererseits fehlten wich-
tige Elemente einer Schocktherapie (vgl. Wiesenthal 1995).
So wurde die Währung de facto drastisch aufgewertet, und die
Reallöhne wurden stark angehoben. Gangbar war ein solcher
Weg nur, weil die Transformation „von außen“ vorgenommen
wurde, und weil die ökonomischen Auswirkungen durch im-
mense Finanztransfers aus Westdeutschland kompensiert
wurden. 

Auch in der ehemaligen CSFR begann man 1990 mit einem
radikalen wirtschaftlichen Reformprogramm, das strenge ma-
kroökonomische Stabilisierung, restriktive Geld- und Kredit-
politik, Lohnkontrollen und Eigentumsprivatisierung vorsah
(vgl. Banerjee 1995, Jennewein 1994). Angesichts der Tatsa-
che, daß die tschechoslowakische Wirtschaft sich zum Zeit-

punkt des politischen Umbruchs in einer vergleichsweise
günstigen und stabilen Situation befand, es also makroöko-
nomisch wenig zu „therapieren“ galt, handelte es sich sicher
um eine „Schocktherapie“. Die Kosten der Wirtschaftsreform
machten sich im slowakischen Landesteil mit seiner starken
Ausrichtung auf die Wirtschaftsstrukturen des alten COME-
CON deutlich negativer bemerkbar als im tschechischen.
Dies war ein wesentlicher Grund für die Auflösung der Fö-
deration zum 1.1.93. In der Slowakei wurde das Reformtem-
po anschließend deutlich gedrosselt. Aber auch in der tsche-
chischen Republik scheint die Programmatik marktliberaler
als die Praxis. Die Art der Privatisierung sichert dem Staat
weiter starke Einflußmöglichkeiten, das Konkursrecht wird
dilatorisch angewendet, und die Beschäftigung wird in Form
aktiver Arbeitsmarktpolitk weiter stark subventioniert. Ins-
gesamt ist in allen Ländern, die mit einer Schocktherapie be-
gannen, durch Regierungswechsel oder pragmatische Reak-
tion auf soziale Widerstände eine gewisse Wende eingetreten.
Der Reformpfad wurde zwar nirgends verlassen, aber die
Sensibilität gegenüber den sozialen Kosten der Transforma-
tion und die Durchsetzungsfähigkeit der negativ betroffenen
Interessengruppen ist überall deutlich gestiegen.

Den umgekehrten Weg ist Ungarn gegangen. Hier begannen
die Reformen schon Mitte der 80er Jahre mit Privatisierun-
gen von Teilbereichen der Wirtschaft, einer Liberalisierung
des Außenhandels und der Reform des Bankensektors. Nach
der politischen Wende wurden die Reformen mit einem we-
nig konsistenten Programm und eher gradualistisch fortge-
setzt. Ein harter fiskalischer Sanierungskurs wurde erst infol-
ge der wirtschaftlichen Rezession und somit relativ spät 1994
begonnen. 

Unabhängig von der gewählten Strategie scheint heute in al-
len hier betrachteten Transformationsländern die große Re-
zession beendet, und die Wirtschaft ist auf einen Wachstums-
pfad zurückgekehrt. In Ostdeutschland und Polen begann die
Wirtschaftsbelebung schon in 1992, in den anderen Ländern
erst 1994. Insgesamt haben sich alle Transformationsöko-
nomien auf einem niedrigen Niveau der Wirtschaftsleistung
stabilisiert. 

Wie aus Tabelle 2 ersichtlich, entwickelte sich die Arbeitslo-
sigkeit in den betrachteten Ländern wesentlich differenzier-
ter. In vier Ländern steigt die Arbeitslosigkeit von 1990 auf
1991/92 (in Polen schon ein Jahr früher) sprunghaft an und
nimmt seither nur noch geringfügig zu oder sogar wieder ab.
In der tschechischen Republik bleibt die Arbeitslosigkeit auf
einem auch im Vergleich mit den wirtschaftlich prosperie-
rensten OECD-Ländern bemerkenswert niedrigen Niveau.
Der Rückgang der Arbeitslosigkeit, der sich seit 1995 in al-
len Transformationsländern andeutet, kann jedoch noch nicht
als deutliche Trendwende bezeichnet werden. Offenbar bleibt
die Unterbeschäftigung trotz der erheblichen Zuwachsraten
beim Bruttoinlandsprodukt auf hohem Niveau stabil.

Tabelle 3 informiert aus anderer Perspektive über das Aus-
maß der Unterbeschäftigung. Sie zeigt, in welcher Form die
Haushalte in den Transformationsländern (zur Jahreswende
1994/95) mit dem Problem der Arbeitslosigkeit belastet wa-
ren. Der deutsche Weg der Transformation hat nach Auskunft
aller Indikatoren zu den größten Belastungen durch Arbeits-
losigkeit geführt. Auffallend hoch ist insbesondere die
Arbeitslosigkeit von Ehepartnern; dahinter verbirgt sich die
in Ostdeutschland besonders ausgeprägte Unterbeschäfti-
gung der Frauen. Nicht viel geringer sind die Unterbe-
schäftigungsprobleme in Ungarn und Polen; auch hier gibt es
fast in jedem vierten Haushalt einen Fall von Arbeitslosigkeit.
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Veränderung des Bruttoinlandsprodukts
(in % gegenüber dem Vorjahr)

1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996*

Ost-D -28,4 9,7 5,8 9,2 8,5 2,0
Tschechien 4,5 -1,2 -14,2 -6,4 -0,9 2,7 4,8 4,4
Slowakei 1,1 -2,5 -11,2 -7,0 -4,1 4,8 6,1 4,0
Polen -12,0 -7,0 2,6 3,8 5,2 7,0 6,0
Ungarn -4,0 -11,9 -4,3 -2,3 2,0 1,5 1,5

* = Schätzungen

Entwicklung der offenen Arbeitslosigkeit
(in Prozent der Erwerbstätigen)

1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996*

Ost-D ~ 10,3 14,8 15,8 16,0 14,9 16,7
Tschechien ~ 0,7 4,1 2,6 3,5 3,5 3,2 3,5
Slowakei ~ 1,5 11,8 10,4 14,4 14,8 13,3 15,0
Polen ~ 6,0 11,9 13,6 16,4 16,0 14,9 14,0
Ungarn ~ 1,5 7,5 12,3 12,1 10,9 10,0 10,0

* = Schätzungen

Quelle: Statistische Ämter

Tabelle 2: Indikatoren zur Wirtschaftsentwicklung in fünf
mittelosteuropäischen Transformationsländern

9 Zur Begründung der „Schocktherapie“ vgl. Fischer/Gelb 1991 und Bal-
cerovicz 1995. Die möglichen Vor- und Nachteile der beiden strategischen
Ansätze werden pointiert in der Kontroverse zwischen Murrell 1993 und
Brada 1993 dargestellt.



Allerdings handelt es sich hier seltener um die Arbeitslosig-
keit von Ehepartner(inne)n. Häufiger als in Ostdeutschland
sind in diesen Ländern Jugendliche und junge Erwachsene
von der Arbeitsmarktkrise betroffen.

Eine Sonderrolle spielt auch nach Auskunft dieser In-
dikatoren die Tschechische Republik. Daß es dort während
der Transformation gelungen ist, Arbeitslosigkeit weitgehend
zu vermeiden, wird auf folgende Faktoren zurückgeführt: Die
Expansion der Beschäftigung in Handel, Dienstleistungen
und privatem Handwerk und Kleingewerbe war dynamischer
als anderswo. In der Industrie wurden Arbeitskräfte nicht
entlassen, sondern die Arbeitszeiten wurden drastisch redu-
ziert und solidarisch umverteilt (auch als Ausdruck be-
trieblicher Interessen an „Arbeitskräftehortung“ in Erwartung
des Wirtschaftsaufschwungs). Durch eine Verdopplung der
Besteuerung der Erwerbstätigkeit von Rentnern und umfang-
reiche Frühverrentungsprogramme wurden Arbeitsplätze für
Jüngere freigemacht. Schließlich wurde der Arbeitsmarkt
auch durch Arbeitspendeln ins benachbarte westliche Aus-
land und umfangreiche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
entlastet (vgl. Banerjee 1995). 

Die Arbeitsmarktsituation in den anderen betrachteten Län-
dern ist zwar viel problematischer, aber auch hier ist eine Sta-
bilisierung unverkennbar. Mit 10-15% offener Arbeitslo-
sigkeit ist das Niveau zwar weit von einem Zustand gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts entfernt, aber es ist doch
deutlich niedriger als die 25-30% Arbeitslosigkeit, die z.T. für
diese Region prognostiziert wurden (vgl. Jeskowa/Ufer 1994:
79), und die Anlaß zu Spekulationen über den Anstieg des Mi-
grationsdrucks gegeben haben. In der Größenordnung unter-
scheidet sich die transformationsbedingte Arbeitslosigkeit
nicht von der chronischen strukturellen Arbeitslosigkeit in
manchen Regionen der Europäischen Union, für die keiner-
lei Mobilitätsbeschränkungen gelten. Trotz des großen Ge-
fälles im Niveau der Arbeitslosigkeit ist es jedoch in der jüng-
sten Vergangenheit dort nicht zu größeren Wanderungen ge-

kommen. Die sprachlichen, kulturellen und sozialen Unter-
schiede zwischen den Regionen und Ländern haben sich als
starke Mobilitätsbarrieren erwiesen, und es gibt wenig Anlaß
zu vermuten, daß die Menschen in Ostmitteleuropa aufgrund
der reformbedingten wirtschaftlichen Schwierigkeiten ihre
Heimatländer eher verlassen würden als die Menschen an-
derswo in Europa.10

Um die Auswirkungen der Arbeitslosigkeit auf mögliche Mi-
grationsprozesse näher auszuloten, müßten zudem die struk-
turellen Unterschiede innerhalb der Reformländer näher un-
tersucht werden. So gibt es überall deutliche regionale Un-
terschiede zwischen den Zentren um die Hauptstädte, wo z.T.
Arbeitskräfteknappheit herrscht, und strukturschwachen pe-
ripheren Regionen. Wie im Falle Ostdeutschlands ist es sehr
wahrscheinlich, daß die Mobilität am Arbeitsmarkt im we-
sentlichen auf Prozesse der Binnenwanderung beschränkt
bleibt. Auf der anderen Seite würde es den Migrationsdruck
sicher erhöhen, wenn es Ländern wie Polen und Ungarn nicht
gelänge, die hohe Jugendarbeitslosigkeit zu bekämpfen. Jun-
ge Menschen sind am ehesten geneigt, die Auswanderung als
Option in Erwägung zu ziehen, wenn sie im Heimatland in
der entscheidenden biographischen Phase keine Zukunfts-
aussichten für sich sehen. Hier allein auf die Freisetzung der
Marktkräfte zu vertrauen, wäre vermutlich eine kurzsichtige
Politik. Insofern hängt die Stärke des krisenbedingten Migra-
tionsdrucks auch davon ab, inwieweit es den Reformländern
gelingt, funktionierende sozialstaatliche Institutionen zu
schaffen, die z. B. durch aktive Arbeitsmarktpolitik und at-
traktive Ausbildungsangebote verhindern, daß Jugendliche
dauerhaft zu Opfern der gegenwärtigen Arbeitsmarktschwie-
rigkeiten werden.

4 Einkommensdifferenzierung und Armut

Die Tatsache, daß die Transformationskrise in den meisten
Ländern einen ähnlichen Verlauf nahm, darf nicht darüber
hinweg täuschen, daß die Transformationsperiode vor allem
eine Phase der wachsenden Differenzierung zwischen den
Ländern und der zunehmenden Auseinanderentwicklung der
Lebensverhältnisse innerhalb der Länder war. Infolge unter-
schiedlicher Erblasten aus der kommunistischen Zeit und un-
ter dem Einfluß mehr oder weniger großer Hilfe von außen
sowie divergierender Wirtschaftsreformkonzepte und sozial-
politischer Ansätze haben sich die objektiven Lebensbedin-
gungen der Menschen in unterschiedlicher Weise zum Vorteil
oder Nachteil verändert. Wir interessieren uns im vorliegen-
den Zusammenhang für die Veränderungen der Konsumni-
veaus und der Einkommen, um zu zeigen, welchen Einfluß
die wirtschaftlichen und sozialpolitischen Reformen auf die
materielle Lebenslage verschiedener Bevölkerungsgruppen
hatten. Dabei interessiert insbesondere das Ausmaß der Ein-
kommensarmut, denn die Ausbreitung von Armut infolge der
wirtschaftlichen Umwälzungen wird häufig als eine wesent-
liche Ursache der Gefahr einer neuen Ost-West-Wanderung
angesehen.

Tabelle 4 gibt einen Überblick über die Einkommensunter-
schiede zwischen Haushalten verschiedener sozialer Schich-
ten. Dargestellt sind die Abweichungen der gruppenspezi-
fischen Einkommen vom Durchschnittseinkommen im be-
treffenden Land (relative Einkommenspositionen). Offenbar
leben in allen Reformländern nur die Haushalte von Arbei-
tern und kleinen Angestellten auf einem in etwa gleichen
relativen Einkommensniveau. Bei allen anderen Gruppen
werden z.T. gravierende Unterschiede zwischen den Ländern
deutlich. In Ungarn und Polen sind die Einkommens-
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Ost-D H PL SL CZ

Seit 1990 gab es im Haushalt 52 46 38 38 25
einen Fall von Arbeitslosigkeit

Zur Zeit gibt es im Haushalt 30 24 23 17 7
einen Fall von Arbeitslosigkeit

Ehepartner(in) ist arbeitslos 24 10 11 8 3
(nur Haushalte mit Ehepartner(in))

Arbeitslose Person(en) leben im 15 12 14 10 5
Haushalt, haushaltsführende Per-
son ist nicht arbeitslos

Haushaltsführende Person ist 15 12 10 6 2
arbeitslos

Haushaltsführende Person und 3 3 3 1 0
weitere Person(en) sind arbeitslos

Quelle: SOCO-Datenbasis

Tabelle 3: Indikatoren zur Arbeitslosigkeit im Haus-
halts-Kontext (in %) – nur Haushalte mit haushalts-
führender Person bis 60 Jahre –

10 Diese Vorstellung, daß die westlichen Lebensverhältnisse genügend at-
traktiv seien, um die Menschen in den neuen Demokratien massenhaft zur
Auswanderung zu veranlassen, ist zurecht als Ethnozentrismus kritisiert
worden. Vgl. den Überblick über die einschlägige wissenschaftliche und
politische Diskussion in Deutschland und Frankreich bei Angenendt/Fi-
scher/Morokvasic 1994.



unterschiede zwischen Selbständigen und qualifizierten
„Weiße-Kragen-Berufen“ einerseits und dem Rest der Be-
völkerung erheblich größer als in der Ex-CSFR und in
Ostdeutschland. Da in den beiden erstgenannten Ländern die
wirtschaftlichen Reformen schon vor 1989 begannen, erklärt
sich die stärkere Einkommensdifferenzierung z.T. sowohl
durch die längere Dauer der sozialstrukturellen Umbruchsi-
tuation als auch durch die Legalisierung früherer Einkommen
aus der „Zweiten Ökonomie“. Ähnlich herausgehoben ist die
Position der Selbständigen in der Tschechischen Republik,
die als Sozialkategorie jedoch erst nach 1989 im Zuge der
Gründungs- und Eigentumsprivatisierung entstanden ist.

Auch bei den Beziehern von Sozialeinkommen gibt es er-
hebliche Unterschiede zwischen den Transformationsländern.
Sie spiegeln die Spezifika der sozialen Sicherungssysteme und
das insgesamt bestehende Gefälle zwischen Ostdeutschland
und den anderen Ländern. Infolge der Transfers im Rahmen
der deutschen Sozialversicherungssysteme haben die ostdeut-
schen Arbeitslosenhaushalte die relativ beste Absicherung,
und die Rentnerhaushalte haben Pro-Kopf-Einkommen, die
noch über denen der Arbeiterhaushalte liegen. Während die
ostdeutschen Rentner den Anschluß an das durchschnittliche
Einkommensniveau gewahrt haben, müssen Arbeitslosen-
haushalte den Lebensunterhalt im Durchschnitt mit rund ei-
nem Viertel weniger Einkommen als der Durchschnitt der
Haushalte bestreiten. In den anderen Transformationsländern
ist die Situation der Arbeitslosen zwar noch problematischer,
aber zumindest in Ungarn und in der Slowakei ist das Gefälle
der finanziellen Absicherung dieser Haushalte im Vergleich zu
den ostdeutschen Haushalten nicht so groß, wie man vielleicht
angesichts verbreiteter Klischees von der „reichen“ Bundes-
republik und den „armen“ ehemaligen Ostblockstaaten erwar-
tet hätte. Deutlich schlechter ist die Situation der Arbeitslosen-
Haushalte allein in Polen. Eine zahlenmäßig große Gruppe be-
findet sich hier in einer deklassierten Position.

Insgesamt weist jedes der betrachteten Transformationslän-
der ein spezifisches Profil der Einkommensungleichheit und
damit wahrscheinlich auch der sozialen Konfliktlagen und
Wanderungspotentiale auf. Ostdeutschland hat eine ver-
gleichsweise egalitäre Einkommensverteilung konserviert,
aber durch Arbeitslosigkeit hat eine große Gruppe von Trans-

formations-Verlierern an den Wohlstandszuwächsen wenig
partizipiert. Auf der anderen Seite haben auch die von der
wirtschaftlichen Transformation Begünstigten weniger profi-
tiert als in den übrigen Ländern, weil ein Großteil der
Transformationsgewinne in den Westen geflossen ist. In der
Tschechischen Republik gelang das Kunststück, eine gut-
verdienende neue Mittelschicht zu schaffen und gleichzeitig
zu vermeiden, daß größere Teile der Bevölkerung im erwerbs-
fähigen Alter durch Arbeitslosigkeit deklassiert werden. Die
Kosten tragen hier vielleicht die Bezieher von Alterseinkom-
men, die in einer schlechteren Position als in den anderen Län-
dern sind. Die Struktur der Einkommensungleichheit in der
Slowakei ähnelt stark derjenigen in Ostdeutschland, wenn
man berücksichtigt, daß Arbeitslosen- und Alterseinkommen
nicht durch westliche Finanztransfers angehoben wurden. In
Ungarn und ganz besonders in Polen gibt es die größten Dif-
ferenzen zwischen Arm und Reich. In beiden Ländern hat eine
relativ kleine Gruppe von (nicht in der Landwirtschaft täti-
gen) Selbständigen und hochqualifizierten Professionellen
und Managern herausragend gute Einkommen, während auf
der anderen Seite viele Haushalte abhängig geworden sind
von z.T. unzureichenden Sozialleistungen. 

Der Anteil der in Armut lebenden Haushalte ist in Tabelle 5
dargestellt. Als „arm“ sind alle Haushalte ausgewiesen, die
weniger als 60% des landesdurchschnittlichen bedarfsge-
wichteten Pro-Kopf-Einkommens beziehen. Dieser Wert
scheint für die Transformationsländer aussagekräftiger als der
im Westen häufiger verwendete 50%-Schwellenwert 11. Grö-
ße und Struktur der Armutspopulation unterscheiden sich er-
heblich von Land zu Land. In Polen ist der Anteil der in Ein-
kommensarmut lebenden Haushalte rd. doppelt so groß
(25%) wie in Ostdeutschland (12%) und in der Tschechischen
Republik (13%). Die wirtschaftliche „Schock-Therapie“ der
ersten Solidarnosz-Regierungen hat zur Verarmung breiter
Bevölkerungsschichten geführt. Von Armut betroffen sind
nicht nur zwei Drittel aller Arbeitslosenhaushalte und jeder
zweite Haushalt von selbständigen Landwirten, sondern auch
39% aller Familien mit mindestens zwei Kindern. Nur bei den
Rentnerhaushalten weist Polen eine ähnliche Rate auf wie die
anderen Reformländer. 

Ostdeutschland weicht in der Struktur der Armut gravierend
von den Vergleichsländern ab. Einerseits ist mit Einführung
des westdeutschen Rentensystems die Altersarmut fast ver-
schwunden; zumindest ist der entsprechende Anteil in den an-
deren Ländern drei- bis viermal höher, und Arbeitslose sind
besser vor Armut geschützt, insbesondere wenn sie in
Haushalten mit einem erwerbstätigen Haushaltsvorstand le-
ben. Andererseits liegt der Anteil der armen Familien bei
Haushalten von Alleinerziehenden doppelt so hoch wie in den
übrigen Ländern. 
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Ost-D CZ SL PL H

alle Haushalte 100 100 100 100 100

Selbst. Landwirte - - - 76 -
Sonst. Selbständige 115 143 118 147 161
Höhere White Collar 133 131 124 140 164
Untere White Collar 110 112 105 109 114
Arbeiter 95 94 95 90 96
- Partner(in) arbeitslos 79 - 74 58 78
Arbeitslose 76 - 68 54 65
Rentner 99 82 87 99 86

Quelle: SOCO-Datenbasis / Fehlende Angaben = Fallzahlen zu gering

Tabelle 4: Einkommensposition des Haushalts nach so-
zioökonomischem Status des Haushaltsvorstandes – in
Prozent des landesdurchschnittlichen bedarfsgewichteten
Pro-Kopf-Einkommens –

11 Da die Datenbasis keine westdeutschen Einkommen enthält, beziehen sich
die Werte für Ostdeutschland nur auf die ostdeutsche Einkommensvertei-
lung.

Ost-D CZ SL PL H

von allen HH 12 13 14 25 18

HH mit HHV: Rentner 5 13 22 15 17
HH mit HHV: Arbeitslos 31 - 43 66 55
HH mit AL-Fall, aber HHV nicht arb.los 11 - 27 44 29
HH mit HHV: selbst. Landwirt - - - 49 -
HH mit Alleinerzieh. und ein Kind < 20 60 26 25 32 35
HH von Paaren mit mindestens 2 Kindern 23 19 19 39 19

Quelle: SOCO-Datenbasis

Tabelle 5: Anteil der in Armut lebenden Haushalte – un-
ter 60% des landesdurchschnittlichen bedarfsgewichte-
ten Pro-Kopf-Einkommens –



In allen Transformationsländern waren mit dem Beginn der
wirtschaftlichen Reformen Hoffnungen auf eine rasche
Steigerung des Lebensstandards und eine Ausweitung des
Konsums verbunden. Diese Hoffnungen sind insofern er-
füllt worden, als es bald nach Öffnung der Märkte überall
zu der gewünschten Ausweitung und Diversifizierung der
Konsumgüterangebote kam. Die schnelle Privatisierung
des Kleinhandels und das Aufblühen des konsumnahen
Dienstleistungsgewerbes bieten heute eine Angebotsfülle,
die der in westlichen Ländern gleichkommt.12 Da gleich-
zeitig jedoch die Preise drastisch anstiegen, teils aufgrund
des Wegfalls von vielfältigen Subventionen für lebens-
notwendige Güter, Energie und Wohnen, teils aufgrund des
Einströmens der vergleichsweise teuren westlichen Mar-
kenartikel, und die Löhne wegen der gezielten Einkom-
menspolitik mit der Inflationsentwicklung nicht Schritt
hielten, konnte ein großer Teil der Bevölkerung nur in ge-
ringem Maße an den neuen Konsumangeboten partizipie-
ren. Nur in Ostdeutschland ist es infolge der völlig abwei-
chenden Entwicklung bei Preisen und Löhnen zu diesen
Einbußen an Lebensqualität nicht gekommen. Die gravie-
renden Differenzen kommen zum Beispiel in der Antwort
auf die Frage zum Ausdruck, ob sich die Ernährung wäh-
rend der Transformationsperiode verschlechtert oder ver-
bessert hat. Nur 2% der ostdeutschen Haushalte ernähren
sich heute schlechter als vor der Wende; in Polen, Ungarn
und in der Slowakischen Republik liegt dieser Anteil je-
doch zwischen 31% und 36%. Ähnliches gilt für die Klei-
dung: Während sich nur 2% der Ostdeutschen heute
schlechter kleiden, berichten in Polen, Ungarn und der Slo-
wakei zwischen 39 und 48 % über solche Einbußen.

Wie sich das Auskommen mit dem Einkommen insgesamt
verändert hat, zeigt Tabelle 6.13 Wieder verläuft die Tren-
nungslinie zwischen Ostdeutschland und der Tschechischen
Republik auf der einen und den drei übrigen Staaten auf der
anderen Seite. In den ersten beiden Ländern stehen sich nur
rd. ein Drittel der Haushalte heute schlechter, in den anderen
Ländern ist es jeweils eine deutliche Mehrheit. Überpro-
portional verschlechtert hat sich in Ostdeutschland die Si-
tuation nur für die Arbeitslosen. Auffällig ist ferner, daß in
Ostdeutschland Rentner- und Arbeiterhaushalte im interna-
tionalen Vergleich besonders gut abschneiden. In Tschechien
dagegen ist die positive Gesamteinschätzung vor allem durch
die Verbesserung der Situation bei den Selbständigen und bei
den Angestellten bedingt. Für Ungarn ist bemerkenswert, daß
die Situationseinschätzung bei der Masse der abhängig Er-
werbstätigen (Arbeiter, untere Angestellte) fast ebenso
schlecht ist wie bei den Arbeitslosen. Hier zieht sich das Ge-
fühl, nach dem Systemwechsel schlechter dazustehen als vor-
her, quer durch alle Bevölkerungsgruppen.

Insgesamt ist festzustellen, daß der wirtschaftliche Umbruch
in ganz unterschiedlichem Maße zu Einbußen im Lebens-
standard und zur Verschärfung der sozialen Ungleichheit ge-
führt hat. In Ländern wie Polen und Ungarn ist ein hoher Pro-
zentsatz der Bevölkerung von Verarmung bedroht, und die
Schere zwischen Arm und Reich hat sich weit geöffnet. Die
Gefahr ist nicht von der Hand zu weisen, daß das Migrati-
onspotential ansteigt, wenn große Gruppen der Bevölkerung
sich vom wirtschaftlichen Aufschwung im eigenen Land aus-

geschlossen fühlen und mitansehen müssen, wie die Gewin-
ne der wirtschaftlichen Reform sich auf Wenige konzentrie-
ren. Insofern kann die Politik in den neuen Demokratien er-
heblichen Einfluß darauf nehmen, wie schnell der Weg zur
EU-Integration und zur Freizügigkeit der Bürger begangen
werden kann. Es kommt nicht allein darauf an, Produktivität
und Wirtschaftswachstum zu steigern, sondern vor allem auch
darauf, die wirtschaftlichen Zuwächse möglichst gerecht zu
verteilen, und die sozialen Kosten für die unvermeidlichen
Opfer der strukturellen Transformation möglichst gering zu
halten. 

Ostdeutschland ist in dieser Hinsicht ein instruktives (wenn-
gleich in dieser Form nicht wiederholbares) Beispiel. Obwohl
der Verlust von Beschäftigungsmöglichkeiten hier größer war
als in den anderen Ländern, und obwohl die Barrieren für Mi-
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12 Zur Entwicklung von Handel und Dienstleistungen im Zuge der „kleinen
Privatisierung“ vgl. die Studie von Earle et. al 1994.

13 Die Befragten sollten angeben, wie sie vor 5 Jahren und wie sie heute mit
dem Einkommen auskommen („sehr gut – gut – mittelmäßig – mit einigen
Schwierigkeiten – mit großen Schwierigkeiten“). Die Tabelle zeigt die Dif-
ferenzen der Einstufung für beide Zeitpunkte.

Ost-D CZ SL H PL

alle Haushalte

schwieriger geworden 35 35 52 60 54
gleich geblieben 49 50 41 33 38
besser geworden 16 15 7 6 8

Selbständige außerhalb der Landwirtschaft

schwieriger geworden 28 10 45 44 32
gleich geblieben 50 49 42 33 41
besser geworden 22 41 13 23 27

Höhere Angestellte, akademische Berufe, Manager

schwieriger geworden 23 23 36 46 43
gleich geblieben 56 51 50 41 53
besser geworden 21 25 14 13 4

untere Angestellte

schwieriger geworden 25 27 45 66 51
gleich geblieben 57 52 41 30 41
besser geworden 18 21 14 4 9

Arbeiter

schwieriger geworden 33 44 54 65 57
gleich geblieben 47 47 40 29 33
besser geworden 20 9 6 7 10

Arbeitslose

schwieriger geworden 67 - 78 76 79
gleich geblieben 29 - 20 18 20
besser geworden 4 - 2 5 1

Rentner, Pensionäre

schwieriger geworden 25 40 60 59 52
gleich geblieben 53 51 38 39 42
besser geworden 22 8 2 2 5

Landwirte

schwieriger geworden - - - - 61
gleich geblieben - - - - 35
besser geworden - - - - 4

Quelle: SOCO-Datenbasis

Tabelle 6: Auskommen mit dem Einkommen. Verände-
rungen von 1990 auf 1995 (in %) – nach beruflicher Stel-
lung des Haushaltsvorstandes –



gration hier um ein Vielfaches niedriger sind, konnte die Ab-
wanderung im wesentlichen gestoppt werden, weil es gelang,
die soziale Grundabsicherung weitgehend zu gewährleisten
und die Ausbreitung von transformationsbedingter Armut zu
verhindern. Auch wenn die ostmitteleuropäischen Staaten bei
der Lösung der sozialen Probleme nicht annähernd die finan-
zielle und organisatorische Hilfe bekommen werden, die Ost-
deutschland erhält, werden sie nicht umhin können, der An-
gleichung ihrer sozialen Sicherungssysteme an die Standards
der EU die gleiche Aufmerksamkeit schenken zu müssen wie
der Anpassung der wirtschaftlichen Strukturen. 

5 Arbeitsmigration in der Transformationskrise

Seit der Öffnung der Grenzen in Ostmitteleuropa haben vie-
le Haushalte Wohlfahrts- und Währungsdifferenzen genutzt,
um die eigene ökonomische Situation zu verbessern. So war
und ist es für viele Menschen Osteuropas lohnend, auf inof-
fiziellem Wege Handel zu treiben. Sichtbarer Ausdruck dafür
waren die sogenannten Polenmärkte, die während der Zeit der
polnischen Hochinflation 1989/91 z.B. in Berlin und Wien
entstanden. Nachdem sich die Situation in den ostmittel-
europäischen Ländern stabilisiert hat, sind sie selbst Zielland
umfangreicher inoffizieller Handelsaktivitäten geworden
(Morokvasic 1994). Mit der Einführung konvertibler Wäh-
rungen und den intensiveren Exportverflechtungen mit der
Europäischen Union sind die spektakulären Formen des mas-
senhaften Kleinhandels in den Hintergrund getreten gegen-
über den diversen Formen der aus der Süd-Nord-Migration
bekannten temporären Arbeitskräftemigration. Sie findet teils
inoffiziell, und damit illegal, statt, teils im Rahmen bilatera-
ler Abkommen, die zwischen Herkunfts- und Zielländern ge-
schlossen wurden. Über Ausmaß und Bedeutung illegaler Ar-
beitsverhältnisse von Osteuropäern in Westeuropa gibt es kei-
ne verläßlichen Befunde oder Statistiken. Am ehesten kann
man noch davon ausgehen, daß bei einer Haushaltsbefragung
die Effekte solcher Einkommensquellen implizit mit erhoben
werden, natürlich ohne daß dadurch quantifizierende Aussa-
gen im Sinne der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
möglich würden. Man kann letztendlich nur feststellen, daß
es sowohl illegale temporäre Beschäftigungsverhältnisse als
auch illegale Einwanderung in den westlichen Ländern gibt
(vgl OECD/SOPEMI 1995).

Bilaterale Abkommen über die zeitweise Erwerbstätigkeit
von Arbeitnehmern gibt es zwischen einer Reihe von EU-
Ländern und einigen Mittel- und Osteuropäischen Trans-
formationsländern. Die Vereinbarungen regeln für bestimm-
te Kategorien von Arbeitsverhältnissen zulässige Kontingen-
te für Vertragsarbeitnehmer. Je nach Arbeitsmarktlage im
Zielland werden bestimmte Branchen oder Regionen gänz-
lich ausgeschlossen. Die Vertragspartner versprechen sich
von diesen Abkommen positive Auswirkungen auf die je-
weiligen Volkswirtschaften und eine Minderung des Wande-
rungsdrucks, der von den ostmitteleuropäischen Ländern aus-
geht. Für das Aufnahmeland besteht der Vorteil, die befriste-
ten Beschäftigungsverhältnisse an die jeweilige Arbeits-
marktsituation anpassen zu können. Insbesondere können
Defizite des Arbeitskräfteangebots ausgeglichen werden.
Gleichzeitig verfolgt man mit dem vertraglich geregelten An-
gebot temporärer Arbeitsgelegenheiten das Ziel, illegale Zu-
wanderung zu kanalisieren und zu verringern. Als wichtigste
positive Effekte für das Herkunftsland werden die arbeits-
marktentlastenden Wirkungen, der internationale Transfer
von beruflichen Qualifikationen und die Ankurbelung der
Wirtschaft durch Geldüberweisungen genannt (vgl. Werner
1996, Hönekopp 1996).

Deutschland nimmt aufgrund geographischer Nähe und Wirt-
schaftskraft mit Abstand die meisten Arbeitskräfte aus Ost-
mitteleuropa auf. Die Abkommen unterscheiden folgende
Kategorien von Vertragsverhältnissen: Saisonarbeitnehmer,
Werkvertragsarbeitnehmer, Gastarbeitnehmer und Grenzar-
beitnehmer. Zahlenmäßig am größten sind die Kontingente
für Saisonarbeitskräfte. „Saisonarbeitnehmer mit Wohnsitz
im Ausland können seit Anfang 1991 für maximal drei Mo-
nate im Kalenderjahr...eine Tätigkeit in Deutschland ausüben,
wenn deutsche oder diesen gleichgestellte Arbeitnehmer auf
dem inländischen Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung stehen 
(§ 19 Abs. 1 Satz 3 AFG).“ (Bundesanstalt für Arbeit 1996:
104). In Deutschland waren 1995 192.800 Saisonarbeit-
nehmer beschäftigt, die weitaus meisten davon in der Land-
und Forstwirtschaft (92%), weitere 5% im Hotel- und Gast-
stättengewerbe. Zum ganz überwiegenden Teil handelt es sich
um Arbeitskräfte aus Polen (vgl. Tabelle 7). In der Regel
(1995: in 96% der Fälle) kommen die Beschäftigungsver-
hältnisse auf namentliche Anforderungen durch den Ar-
beitgeber in Deutschland zustande. Zum einen bedeutet dies,
daß viele Arbeitgeber wiederholt dieselben Arbeitskräfte ein-
stellen und informelle Netzwerke der persönlichen Empfeh-
lung genutzt werden, zum anderen sind in den Sendeländern
aufgrund dieser Regelung Agenturen entstanden, die diese
gezielte Form der Arbeitsvermittlung organisieren. 

Die Gesamtzahl der ausländischen Werkvertragsarbeitneh-
mer in Deutschland belief sich 1995 auf 49.158. Die überwie-
gende Mehrheit von ihnen kam aus den hier betrachteten Re-
formländern (vgl. Tabelle 8). Als Werkvertragsarbeitnehmer
gelten die Arbeitskräfte, die ausländische Unternehmen mit-
bringen, um im Werkauftrag für Firmen in Deutschland an der
Produktion eines Gutes mitzuwirken. Ein bedeutender Sektor
für diese Form der Beschäftigung ist die Bauwirtschaft. Werk-
vertragsarbeiten stehen am meisten in der Kritik, ein
Schlupfloch für illegale Beschäftigung zu sein, weil die Gren-
zen zur unerlaubten Arbeitnehmerüberlassung schwer zu
kontrollieren sind. 

Darüberhinaus gibt es bilaterale Vereinbarungen über Gast-
arbeitnehmer. Sie sollen es Personen, die eine abgeschlossene
Berufsausbildung und ausreichende Kenntnisse der Sprache
des Aufnahmelandes besitzen, ermöglichen, ihre beruflichen
Qualifikationen zu verbessern. Die Kontingente gingen in den
letzten Jahren nicht über 2.000 Personen pro Land hinaus.
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Polen Ungarn Tschechien Slowakei

1993 143.861 5.346 12.027 7.781
1994 136.659 2.458 3.465 3.939
1995 170.576 2.841 3.722 5.442

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit

Tabelle 7: Saisonarbeitnehmer in Deutschland (Zahl der
Anforderungen, ausgewählte Länder)

Polen Ungarn Tschechien Slowakei

1993 21.424 13.563
1994 13.496 9.055 1.656 1.405
1995 24.187 9.116 2.151 2.048

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit

Tabelle 8: Werkvertragsarbeitnehmer in Deutschland (im
Jahresdurchschnitt, ausgewählte Länder)



Mit der Tschechischen Republik und Polen bestehen Abkom-
men, die es Personen in grenznahen Gebieten ermöglichen,
nach Deutschland einzupendeln. Für diese „Grenzarbeit-
nehmer“ gibt es keine Kontingentvereinbarungen, und die ge-
naue Zahl der Personen, die diese Möglichkeit nutzen, ist un-
bekannt. Die Schätzung von Hönekopp (1996) beläuft sich für
1995 auf 2000 Personen aus Polen und 6500 Personen aus der
Tschechischen Republik. Rudolph (1994) hat bei einer Erhe-
bung in sechs bayerischen Arbeitsamtsbezirken rd. 13.000
sozialversicherungspflichtig beschäftigte Personen aus Tsche-
chien gezählt.

Wieviele Personen aus den hier betrachteten Transforma-
tionsländern insgesamt im Ausland arbeiten, kann wegen
unzureichender amtlicher Statistiken und heterogener Ab-
grenzungskriterien nicht genau beziffert werden. Wichtiges
Zielland ist neben Deutschland auch Österreich, außerdem
haben die ostmitteleuropäischen Länder – im Vorgriff auf ent-
sprechende EU-Regelungen – auch untereinander Abkom-
men über den Arbeitnehmeraustausch getroffen. Aufschluß
über die Gesamtzahl geben am ehesten Umfragen. So wurden
für Polen, dem Land mit dem traditionell höchsten Anteil von
Wanderarbeitnehmern, auf der Basis einer Umfrage für 1993
folgende Zahlen geschätzt: Etwa 200.000 Personen waren für
einen Zeitraum zwischen zwei Monaten und einem Jahr im
Ausland, weitere 113.000 für über ein Jahr (OECD/SOPEMI
1995: 145).

Im Rahmen der Haushaltsbefragung des SOCO-Surveys wur-
de gefragt, ob ein Mitglied des Haushalts während der ver-
gangenen fünf Jahre eine dauerhafte oder zeitweise Beschäf-
tigung im Ausland ausgeübt hatte. Betrachtet man nur die
Haushalte mit einer haushaltsführenden Person im Alter von
bis zu 60 Jahren, ergeben sich folgende Anteile: Slowakei
7,8%, Polen 6,8%, Tschechien 5,3% und Ungarn 4,5%. Es
gibt also in allen Ländern einen erheblichen Teil von Haushal-
ten, die während der Transformationsperiode ihr Einkommen
durch Tätigkeiten im Ausland aufgebessert haben. Anders als
es die deutschen Zahlen über Vertragsarbeitnehmer vermuten
lassen, ist dieser Anteil in Polen keineswegs besonders hoch.
Daß die Slowakei den größten Anteil von migrationserfahre-
nen Haushalten aufweist, ist vermutlich auf noch bestehende
Verbindungen zu tschechischen Arbeitgebern zurückzufüh-
ren, zumal in der tschechischen Teilrepublik der ehemaligen
CSFR in vielen Bereichen Arbeitskräftemangel herrscht. 

Betrachtet man die Zahlen aus einer anderen Perspektive,
dann ist der bemerkenswerteste Befund, daß in allen Ländern
rd. 95% der Haushalte während der ganzen Transformations-
periode in keiner Form an der grenzüberschreitenden Ar-
beitsmigration beteiligt waren. In diesem Zusammenhang ist
auch erwähnenswert, daß die ostdeutschen Haushalte keinen
Gebrauch von der Möglichkeit gemacht haben, im Ausland
zu arbeiten, obwohl für sie die temporäre Erwerbstätigkeit in
anderen EU-Ländern am leichtesten zu realisieren ist. Die
temporäre Arbeitsmigration und das Auspendeln der Ost-
deutschen beschränkt sich auf die Länder der alten Bundes-
republik Deutschland und das ehemalige Westberlin. Ins-
besondere das Auspendeln trägt erheblich dazu bei, die
Beschäftigungskrise in Ostdeutschland abzumildern. Seit
1990 übersteigt die Zahl der Auspendler aus Ostdeutschland
die der Einpendler um mehrere hunderttausend Personen, seit
1993 hat sich das Pendlerdefizit bei etwa 320.000 Beschäf-
tigten stabilisiert. 

Inwieweit sich die erhofften Effekte der temporären Ar-
beitsmigration in den anderen Transformationsländern tat-
sächlich einstellen, kann nicht umfassend beurteilt werden.

Auf jeden Fall wird der Arbeitsmarkt des Sendelandes in Teil-
bereichen entlastet. Ob sich jedoch die Qualifikationen der
Arbeitnehmer durch den Auslandsaufenthalt entscheidend
verbessern, oder ob die Vertragsarbeitnehmer und Pendler im
Gegenteil unterwertig beschäftigt sind, ist eine Frage, die sich
auf der Basis der vorliegenden Untersuchungen nicht ein-
deutig beantworten läßt. Relativ unstrittig ist dagegen, daß die
Geldüberweisungen aus den ausländischen Einkommen ei-
nen Beitrag zur Nachfrageausweitung oder Kapitalbildung in
den Herkunftsländern leisten. Hönekopp hat erstmals eine
Berechnung der Gesamteinkommen der Vertragsarbeitneh-
mer auf der Basis der bei der Bundesanstalt für Arbeit vor-
liegenden Informationen versucht (Hönekopp 1996: 116f.).
Er kommt zu überraschend hohen Schätzungen für die Beträ-
ge, die von den Vertragsarbeitnehmern in die Heimatländer
transferiert wurden. Insgesamt wurden zwischen 1991 und
1995 etwa 6 Milliarden DM transferiert. Polen allein erhielt
mehr als 3 Mrd. DM in dieser Periode. Daß dies keine ver-
nachlässigbare volkswirtschaftliche Größenordnung ist, geht
allein aus der Tatsache hervor, daß die gesamten ausländi-
schen Direktinvestitionen 1994 in Polen nur rd. 1 Mrd. DM
betrugen. 

Wir haben untersucht, ob die durchschnittlichen Einkom-
menspositionen der Haushalte mit Migrationserfahrung sich
von den Einkommenspositionen der Haushalte ohne Fälle von
Arbeitsmigration unterscheiden, und fanden in allen Ländern
eine ähnliche Tendenz: Haushalte mit Fällen von Arbeitsmi-
gration haben überall eine höhere Einkommensposition. In
Ungarn und in Tschechien sind die Unterschiede signifikant
auf dem 5%-Niveau (vgl. Tabelle 9). Am ausgeprägtesten ist
die Differenz in Ungarn, wo das Einkommen der Migrations-
haushalte 76% über dem Durchschnitt liegt.

Dieser Indikator mißt zwar weder den wirtschaftlichen Effekt
von Geldübertragungen aus dem Ausland, noch muß die gute
Einkommensposition der migrationserfahrenen Haushalte ur-
sächlich auf die Arbeit im Ausland zurückzuführen sein. Der
Befund legt aber die Vermutung nahe, daß es keinesfalls die
am stärksten von Armut betroffenen Haushalte sind, die in der
temporären Arbeitsmigration eine Chance sehen, mit wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten im Heimatland fertig zu wer-
den. 

6 Zusammenfassung und Schlußfolgerungen

Der politische und ökonomische Transformationsprozeß in
den ostmitteleuropäischen Reformländern ist weit fortge-
schritten, und die Einbeziehung dieser Länder in den Prozeß
der europäischen Integration ist ein Ziel, das in Ost und West
über Parteigrenzen hinweg weitgehend geteilt wird. Gleich-
zeitig hat sich im Verlauf der Transformation gezeigt, daß das
bestehende Wohlfahrtsgefälle zwischen West und Ost noch
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Polen Ungarn Tschechien Slowakei

HH ohne Migration 96 101 105 100
HH mit Migration 114 176 141 113

Signifikanz 0,333 0,029 0,016 0,079

Quelle: SOCO-Datenbasis

Tabelle 9: Relative Einkommensposition von Haushalten
mit Fällen von Arbeitsmigration in den letzten fünf Jah-
ren (Nur Haushalte mit haushaltsführender Person bis zu
60 Jahren)



länger als vielerorts erhofft bestehen bleiben wird. Vor die-
sem Hintergrund stellt sich die Frage, wie wahrscheinlich es
ist, daß es zu einer dauerhaften Ost-West-Wanderung in die
wohlhabenden Regionen Westeuropas kommt und wie die
Politik reagieren muß, um unerwünschte dauerhafte Wande-
rungen zu vermeiden. 

Eine Politik der Grenzschließung und Abschottung gegen die
Menschen im Osten ist nicht nur unvereinbar mit den norma-
tiven Grundsätzen der westeuropäischen demokratischen Ge-
sellschaften, sie würde darüber hinaus das bestehende Wohl-
fahrtsgefälle nur noch verstärken und den latenten Migrati-
onsdruck steigern. Die Erfahrung mit der Süderweiterung der
EG und der Vereinigung Deutschlands zeigen, daß es mög-
lich ist, Regionen mit sehr unterschiedlichen Wohlstandsni-
veaus in einem gemeinsamen Raum der Freizügigkeit zu ver-
einen. Allerdings müssen dafür bestimmte Voraussetzungen
erfüllt sein. Dazu gehören politische Freiheit, soziale Siche-
rung und eine wirtschaftliche Entwicklung, die zu einem all-
gemeinen Wohlstandsanstieg in den ärmeren Regionen führt.
Wenn diese Bedingungen gegeben sind, ist nicht zu erwarten,
daß die dauerhafte Migration stark zunimmt. Denn dann be-
stehen keine großen Anreize, die vielfältigen sprachlichen,
kulturellen und sozialen Umstellungen in Kauf zu nehmen,
die mit jeder Auswanderung verbunden sind. 

Unsere Analyse der Differenzierung von Lebensverhältnissen
zeigt, daß sich die genannten Bedingungen in den Transfor-
mationsländern in unterschiedlichem Maße entwickelt haben.
Ostdeutschland erscheint als ein problematischer Sonderfall.
Die schockartige EU-Integration der Wirtschaft hat zur höch-
sten Arbeitslosigkeit in der Region geführt. Der Versuch, das
Wohlstandsgefälle im Schnellgang einzuebnen, hat ein zwie-
spältiges Ergebnis. Einerseits sind die Akzeptanz des System-
wechsels und die Wohlstandssteigerung hier am größten;
andererseits ist die Basis dieses Erfolgs problematisch; denn
er beruht auf massiven Transfers in Form von Investitions-
mitteln und Sozialeinkommen. Die anderen Länder werden
nicht – auch nicht im Kontext des größeren „europäischen
Hauses“ – in ähnlichem Umfang unterstützt werden. Die un-
terschiedliche Entwicklung, die die vier Länder in den ver-
gangenen Jahren genommen haben, zeigt den Spielraum der
politischen Gestaltbarkeit und die Ambivalenz des bisherigen
Transformationsverlaufs im Hinblick auf die Fortdauer des
Migrationsdruckes. In Tschechien liegt das Niveau der Zu-
friedenheit auf der gleichen Höhe wie in Ostdeutschland, weil
es – auch ohne die starke Unterstützung durch den Westen –
gelang, breite Schichten der Bevölkerung an den Vorteilen des
neuen Systems partizipieren zu lassen, und weil verhindert
wurde, daß ein Teil der Gesellschaft in Arbeitslosigkeit und
Armut abgedrängt wird. Vor diesem Hintergrund ist trotz be-
stehender Wohlstandsdifferenzen und trotz der engen Nach-
barschaft zum reichen Westen kaum ein dramatischer Wan-
derungsdruck zu erwarten. Wo dagegen, wie in Polen wäh-
rend der radikalen „Schocktherapie“ der ersten Transforma-
tionsjahre, die Spaltung der Gesellschaft in Kauf genommen
wird, gibt es nicht nur Widerstand gegen den Refomprozeß,
sondern auch eine große Gruppe von Enttäuschten und Ab-
stiegsbedrohten, in der viele sich genötigt sehen könnten, an
Auswanderung zu denken. Letztlich entscheidet also der Fort-
gang des Transformationsprozesses und seine konkrete wirt-
schafts- und sozialpolitische Ausgestaltung in den betreffen-
den Ländern, wie schnell Ostmitteleuropa auch im Hinblick
auf die Arbeitsmärkte integrationsfähig wird.

Die EU und die Mitgliedsstaaten können Richtung und Er-
gebnisse des Transformationsprozesses wesentlich beeinflus-
sen. Der Maßnahmenkatalog der wirtschaftspolitischen Un-

terstützung sollte dabei neben den Instrumenten der Außen-
handelspolitik, der Investitionsförderung und der direkten Fi-
nanzierung einzelner Projekte auch vertraglich geregelte
Möglichkeiten zur temporären Migration enthalten. Solche
temporären Beschäftigungsmöglichkeiten nutzen den Ent-
sendeländern mehr, als sie den Aufnahmeländern schaden.
Sie geben der wirtschaftlichen Entwicklung in den Her-
kunftsländern durch die transferierten Einkommen wesentli-
che Impulse. Sie entlasten in Teilbereichen den Arbeitsmarkt
der Herkunftsländer und sind eine Alternative zur dauerhaf-
ten Migration. Sie fördern die europäische Integration durch
den Transfer von know-how, das gegenseitige Kennenlernen
und den Aufbau wirtschaftlich nutzbarer Netzwerke. Die Re-
gelungen müßten dabei freilich so gestaltet werden, daß der
Arbeitsmarkt und die Wettbewerbsverhältnisse in einzelnen
Branchen (etwa der Bauwirtschaft) oder in bestimmten grenz-
nahen Gebieten nicht über Gebühr belastet werden. Der Er-
halt und der Ausbau dieser Möglichkeiten im Rahmen euro-
paweiter Regelungen über soziale Mindeststandards ist des-
halb ein wichtiger Beitrag zum Abbau des Wohlfahrtsgefälles
zwischen West und Ost. 
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